Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1585 


Sachgebiet 100 


Vorblatt 


Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes 
(Artikel 74 a GG — Erweiterung der Gesetzgebungs- 
kompetenz des Bundes für das Besoldungsrecht) 

(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 

A. Problem 

Nach geltendem Verfassungsrecht hat der Bund auf dem Gebiet 
des Besoldungs- und Versorgungsrechts der Beamten die aus- 
schließliche Kompetenz für die Besoldung im Bundesbereich 
(Artikel 73 Nr. 8 GG) und die Rahmenkompetenz für die Besol- 
dung im Länderbereich (Artikel 75 Abs. 1 Nr. 1 GG). Das Be- 
soldungsgefüge im Bund und in den Ländern hat sich in wach- 
sendem Maße uneinheitlich entwickelt. Die Rahmenkompetenz 
des Bundes für die Länderbesoldung reicht zu einer einheit- 
lichen Regelung des gesamten Besoldungsrechts nicht aus. 


B. Lösung 

Durch eine Änderung des Grundgesetzes (Einfügung eines 
neuen Artikels 74 a GG und Änderung der Artikel 75 und 98 
Abs. 3 GG) soll der Bund anstelle der jetzt bestehenden Rah- 
menkompetenz eine konkurrierende Gesetzgebungskompetenz 
für den Besoldungsbereich der Länder erhalten. Die auf Grund 
dieser Kompetenz erlassenen Besoldungsgesetze des Bundes 
für den Länderbereich sollen an die Zustimmung des Bundes- 
rates gebunden werden. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt mit Mehrheit die Annahme des 
Gesetzentwurfs. 

C. Alternativen 

Die CDU/CSU-Fraktion hat erklärt, daß sie dem Gesetzentwurf 
erst zustimmen werde, wenn zu der Grundgesetzänderung die 
Besoldungsneuregelungen, die die Besoldungseinheit herstei- 
len sollen, von der Bundesregierung vorgelegt würden. 


D. Kosten 

Keine. 
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A. Bericht der Abgeordneten von Thadden und Sieglerschmidt 


I. 

Der Gesetzentwurf wurde vom Deutschen Bundes- 
tag in seiner 67. Sitzung am 23. September 1970 an 
den Recht sausschuß federführend und den Innen- 
ausschuß mitberatend überwiesen. Der Rechtsaus- 
schuß hat den Gesetzentwurf in seiner 26. Sitzung 
am 3. November 1970 beraten. Der mitberatende 
Innenausschuß empfiehlt in seiner Stellungnahme 
die unveränderte Annahme des Regierungsentwurfs. 
Darüber hinaus stellt der mitberatende Ausschuß 
die Frage, ob es nicht angezeigt erscheine, die ge- 
samte bisherige Rahmenkonpetenz des Artikels 75 
Abs. 1 Nr. 1 GG in die konkurrierende Gesetz- 
gebungskompetenz des Bundes zu übernehmen. 

II. 

Nach geltendem Verfassungsrecht stehen dem 
Bund für das Besoldungs- und Versorgungsrecht der 
Beamten zwei Kompetenzgrundlagen zur Verfügung: 
einmal für den Bundesbereich die ausschließliche 
Gesetzgefbungskompetenz des Artikels 73 Nr. 8 
GG und zum anderen für den Länderbereich die 
Rahmenkompetenz des Artikels 75 Abs. 1 Nr. 1, 
Abs. 2 GG. In der vorhergehenden Legislaturperiade 
wurde durch das 22. Gesetz zur Änderung des 
Grundgesetzes vom 12. Mai 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 363) die Rahmengesetzgebungskojiipetenz des 
Bundes für die Besoldung der Landesbeamten er- 
weitert und klargestellt. Die Rahmenvorschriften 
können hiernach auch einheitliche Maß Stäbe für den 
Aufbau und die Bemessung der Besoldung ein- 
schließlich der Bewertung der Ämter sowie Mindest- 
und Höchstbeträge vorsehen (vgl. Artikel 75 Abs. 2 
GG). 

Die Hoffnungen des Grundgesetzgebers, daß sich 
die unterschiedlichen Besoldungsentwicklungen in 


Bund und in den einzelnen Ländern durch gesetz- 
liche Regelungen aufgrund dieser erweiterten Rah- 
menkompetenz in ausreichendem Maße ab wehren 
ließen, haben sich nicht bestätigt. Die Länder wei- 
chen in zunehmendem Maße von den Rahmenrege- 
lungen des Bundes insbesondere durch die Gewäh- 
rung von Zulagen ab. Verschiedene Länder sind im 
Begriff, sich gegenüber dem Bund mittels einer Aus- 
weitung von Stellenzulagen einen allgemeinen Be- 
soldungsvorsprung zu verschaffen, der nach vor- 
läufigen Schätzungen etwa 5 Vo betragen wird. In 
Hessen hat der Landtag am 25. Februar 1970 ein 
besonderes Gesetz über die Amtsbezüge der Rich- 
ter und Staatsanwälte verabschiedet. Durch diese 
und weitere geplante Maßnahmen der Länder im 
Besoldungswesen gerät das Besoldungsgefüge in 
Bund und Ländern zunehmend auseinander. 

Um diese divergierenden Tendenzen auf dem Ge- 
biete der Beamtenbesoldung und -Versorgung zu 
beseitigen und zu verhindern, soll der Bund nach 
der vorgeschlagenen Grundgesetzänderung anstelle 
der geltenden Rahmengesetzgebungskompetenz die 
konkurrierende Gesetzgebungskompetenz für das 
Besoldungs- und Versorgungsrecht erhalten. Der 
Bundesrat hat gegen diese Kompetenzerweiterung 
des Bundes keine Einwände erhoben. 

IIL 

Der Rechtsausschuß schlägt mit Mehrheit die An- 
nahme des Gesetzentwurfs vor. 

Die sachliche Berechtigung der Grundgesetzände- 
rung wurde bei den Beratungen im Rechtsausschuß 
allgemein anerkannt. Während die Ausschußmehr- 
heit die unverzügliche Verabschiedung der Grund- 
gesetzänderung empfiehlt, vertraten die Ausschuß- 
mitglieder der CDU/CSU-Fraktion die Meinung, daß 
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zwischen der vorgeschlagenen Grundgesetzänderung 
und den sich hierauf stützenden BesoMungsregelun- 
gen ein Zusammenhang bestehe. Durch die Einfüh- 
rung einer konkurrierenden Gesetzgebungskompe- 
tenz des Bundes allein würde die Besoldungseinheit 
noch nicht sichergestellt. Erst wenn der Bund von 
dieser Gesetzgebungskompetenz Gebrauch machen 
werde und ein entsprechendes umfassendes Besol- 
dungsgesetz von der Bundesregierung vorgelegt 
werde, würden die Länder an eigenen Besoldungs- 
regelungen gehindert. Die Ausschußminderheit ver- 
langte deshalb, daß zu ider Grundgesetzänderung 
von der Bundesregierung das geplante Besoldungs- 
neuregelungsgesetz, das die Besoldungseinheit her- 
steilen solle, von der Bundesregierung vorgelegt 
würde. 

Des weiteren hat ider Rechtsausschuß geprüft, ob 
nicht nur das Besoldungs- und Versorgungsrecht, 
sondern das gesamte Dienstrecht der im öffentlichen 
Dienst der Länder, Gemeinden und anderen Körper- 
schaften des öffentlichen Rechtes stehenden Per- 


sonen in die konkurrierende Gesetzgebungskompe- 
tenz des Bundes übernommen werden solle. Der 
Ausschuß weist darauf hin, daß auch nach der Ver- 
abschiedung der vorgeschlagenen Grundgesetzände- 
rung den Ländern noch die Möglichkeit zu unter- 
schiedlichen Regelungen bei der Bestimmung der 
Arbeitszeit, des Nebentätigkeitsrechts, der Uber- 
stundenvergütung, beim Personalvertretungsrecht 
und vor allem auch beim Laufbahnrecht verbleibt. Im 
Ausschuß bestand Übereinstimmung, daß die umfas- 
sendere Grundgesetzänderung (konkurrierende Ge- 
setzgebung des Bundes für das gesamte Dienstrecht 
der Landesbeamten) der vorgesehenen Teillösung 
vorzuziehen sei. Der Ausschuß hat die Bundesregie- 
rung beauftragt zu prüfen, ob die Zustimmung der 
Länder zu einer solchen umfassenden Regelung zu 
erreichen ist. Der Antrag einer Ausschußminderheit 
zu empfehlen, die umfassendere Gesetzgebungs- 
kompetenz des Bundes bereits zum jetzigen Zeit- 
punkt im Bundestag zu verabschieden, wurde vom 
Ausschuß abgelehnt. 


Bonn, den 11. Dezember 1970 

von Thadden Sieglerschmidt 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1009 — unver- 
ändert anzunehmen. 

Bonn, den 11. Dezember 1970 


Der Rechtsausschuß 


Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender 


von Thadden Sieglerschmidt 

Berichterstatter 
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